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Sehr geehrte Geschäftsführer-Kollegin,  
sehr geehrter Kollege, 

allein im Jahr 2014 legten 4,2 Millionen Steuerzahler Einspruch gegen ihren Steuerbescheid ein. In zwei von drei Fällen 
(rund 70 %) hatten die Steuerzahler Recht. Der Steuerbescheid war falsch und musste zu Gunsten des Steuerzahlers 
korrigiert werden. Die Zahlen steigen seit Jahren und werden weiter ansteigen. In insgesamt 62.000 Fällen konnten sich 
Steuerzahler und Finanzamt nicht einigen. Diese Fälle landeten vor dem Finanzgericht. Auch hier bekommen die Steuer-
zahler zu 70 % Recht. Wie viele falsche Vorauszahlungsbescheide in dieser Zeit an Unternehmen verschickt wurden, ist 
nicht bekannt. Wohl aber, dass der Unternehmer nach jeder Finanzamts-Post seinen Berater einschalten, endlos telefo-
niert werden muss und am Schluss eine satte Beraterrechnung steht. Fakt ist, dass in vielen Fällen der Umgangston der 
Finanzbehörden mit den Unternehmen schärfer wird und Einiges zu wünschen übrig lässt. 

Für die Praxis: Dieser Stilwandel und die einnahmeorientierte Besteuerungspraxis der Finanzbehörden kommen nicht aus heiterem 
Himmel. Bis in die 80er Jahre rekrutierten die Finanzämter ihre Sachbearbeiter überwiegend selbst per Learning by doing. Das Be-
rufsimage war nicht besonders. Die Ausbildung war nicht wissenschaftlich unterlegt. Unterdessen ist der Beruf attraktiv, das Image 
hat sich stark verändert (der Steuer-CD-Käufer als Retter des Wohlfahrtsstaates). In die Ausbildung wurde investiert. Die gesamte 
Organisation wurde professionalisiert. Das betrifft die Führungsebene und die technische Ausstattung. Ermessensspielräume werden 
konsequent Fiskalinteressen untergeordnet (siehe unten). Nicht zuletzt die öffentliche Diskussion um die Steuerhinterziehung und un-
versteuerte Gewinne (Hoeneß, Google, Starbucks) haben den Steuerbehörden Auftrieb gegeben und so dafür gesorgt, dass damit 
jetzt auch alle Unternehmen mit einer tendenziell fehlerbehafteten Besteuerungspraxis leben müssen. 

Mit besten Grüßen Ihr  
Lothar Volkelt 

Dipl. Volkswirt, Herausgeber + Chefredakteur Volkelt-Brief  
+  +  + 

Finanzämter nehmen Betriebsunterbrechungsversicherung ins Visier 

Gesellschafter-Geschäftsführer, mit deren Leistungsfähigkeit das Wohl der GmbH steht und fällt (Handwerk, Freiberufler-
GmbH), schließen in der Regel eine Berufsunfähigkeitversicherung ab. Weitere Existenzsicherung: Die GmbH schließt 
eine Betriebsunterbrechungsversicherung ab. Bei (Total-) Ausfall des Geschäftsführers übernimmt die Versicherung 
für einige Zeit die Gehaltszahlung für den Gesellschafter-Geschäftsführer. Wichtig: Hier muss die Vertragsgestaltung 
stimmen. In einem hat das Finanzamt jetzt die Zahlung der Versicherungsbeiträge durch die GmbH als verdeckte Ge-
winnausschüttung beurteilt und damit Recht bekommen (BFH, Urteil vom 11.3.2015, I R 16/13). Beiträge, die die GmbH 
zu einer Betriebsunterbrechungsversicherung zahlt, sind nur dann Betriebsausgaben, wenn diese „im Interesse der 

GmbH“ gezahlt werden und die Versicherungsleistungen der GmbH zugute kommen. Wichtig ist, dass nicht die Gesell-
schafter-Geschäftsführer als bezugsberechtigte Personen für den Versicherungsfall eingesetzt sind. Hier muss der 
GmbH der Anspruch auf die Versicherungsleistung zustehen, z. B., um damit einen Fremd-Geschäftsführer einzustellen, 
der die Geschäfte der GmbH in der Ausfallzeit des Gesellschafter-Geschäftsführers fortführt.  
Für die Praxis: Hat Ihre GmbH eine Betriebsunterbrechungsversicherung abgeschlossen, die den Gesellschafter-Geschäftsführer be-
günstigt, müssen Sie davon ausgehen, dass Ihr Finanzamt die Beitragszahlungen als verdeckte Gewinnausschüttung nachträglich ver-
steuert. Sie müssen neu rechnen: Lohnt die Versicherung noch, wenn Sie die Beiträge aus versteuertem Einkommen bezahlen? Im 
Zweifel sollten Sie den Steuerberater beauftragen, die steuerlichen Voraussetzungen für die von Ihrer GmbH abgeschlossenen Be-
triebsunterbrechungsversicherung anhand des oben genannten Urteils zu prüfen.  

+  +  + 
GmbH-IT: Was müssen Sie beim Umstieg auf Windows 10 beachten 
Nur wenige Geschäftsführer haben den Umstieg auf das Betriebssystem Windows 8.0 veranlasst. Für die, die zu schnell 
oder schlecht beraten umgestellt haben, ist jetzt Besserung in Sicht. Dazu unser IT-Experte Stefan Schwab: „Der Ver-

such, professionelle Ansprüche mit spielerischen Komponenten zu verbinden, konnte nicht gut gehen“. Mit Windows 10 
sind nun viele Mängel behoben. Das System ist damit jetzt auch für den professionellen Einsatz in kleineren Unterneh-
men optimiert. Als Geschäftsführer sollten Sie bei einer geplanten Umstellung insbesondere auf Folgendes achten: 
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1. Warten Sie mit einer Umstellung noch einige Wochen ab. Erfahrungsgemäß werden viele (kleine, aber ärgerliche) Fehlerhaftigkei-
ten erst mit und kurz nach der Markteinführung  offensichtlich.  

2. Vor der Umstellung sollten Sie ein vollständiges Backup anlegen. Das Risiko eines korrupten Betriebssystems ist bei derartigen 
Updates immer gegeben, so dass die Umstellung geplant werden sollte.  

3. Die neue Oberfläche ist klar strukturiert und übersichtlich. Darin sind zahlreiche neue und gute Funktionen implementiert, so z. B. 
das Suchsystem Cortana, mit dem sämtliche Inhalte des Systems (Dateien, Outlook, auch: Internet) blitzschnell durchsucht wer-
den, auch per Sprachbefehl. Das System arbeitet schneller als das bisherige, und zwar auf allen Komponenten (Drucker, Multifunk-
tionsgeräte).  Alle geöffneten Programme können nebeneinander angezeigt werden. Es gibt eine biometrische Nutzererkennung. 

4. Grundsätzlich zu empfehlen ist die Umstellung in erster Linie den Nutzern von Windows 8/Windows 8.1. Diese Anwender profitieren 
von einer klaren und übersichtlichen Oberfläche und Verbesserungen bei der Nutzung des Touch-Displays.  

5. Eine Umrüstung von Windows 7-basierten Systemen sollte man dagegen gut abwägen. Hardware mit einem Alter von mehr als 
zwei Jahren bietet nicht die optimale Basis zur Nutzung des aktuellen Betriebssystems. Und: Wer sein System ohnehin „in die 
Hand“ nimmt, sollte auch gleich über den Einsatz einer SSD als Ersatz für eine veraltete und langsame Festplatte nachdenken. 

Für die Praxis: Gut beraten waren die Firmen, die den Wechsel auf Windows 8/8.1 erst einmal ausgesetzt haben. Die meisten IT-
Berater haben davon abgeraten. Das System war zu vordergründig auf die Bedürfnisse von Unterhaltungs-Software-Anwendern aus-
gelegt. Dennoch gab es bereits in Windows 8/8.1 einige wirklich gute Verbesserungen und Optionen. Diese sind jetzt beim erneuten 
Systemwechsel übernommen worden. Viele Fehler wurden beseitigt. Für Anwender, die nun die Grenzen des Windows-7-Standards 
erweitert haben wollen, ist Windows 10 unter den oben genannten Sicherheitsvorkehrungen eine gute Weiterentwicklungs-Alternative. 

+  +  + 
GmbH-Finanzen: Einsparpotenzial „bargeldloses Unternehmen“ 

Ein Unternehmen mit 25 Geschäftsreisen pro Monat kann nach Schätzungen jährlich ca. 3.500 € an Verwaltungskosten 
einsparen, wenn nicht mehr mit Bargeld abgerechnet wird. Das sind Kosten für die Bevorratung mit Bargeld, für zusätzli-
che Verbuchungen und Kontrollen. Dazu kommen in der Regel Barzahlungen für viele Kleineinkäufe wie Büromaterialien, 
Werkzeuge und kleinere Dienstleistungen. In vielen Firmen werden Sonderzahlungen noch in bar geleistet. Das Gegen-
mittel heißt Firmenkreditkarte. Damit werden die betrieblichen Kostenströme zeitnah, vollständig und transparent erfasst. 
Zusätzliche Kontrollen von Geldbeständen entfallen. Es geht ohne Kasse, Kassenbuch und tägliche Kassenkontrolle 
nach dem Vieraugenprinzip. Das Sparpotenzial in kleineren Firmen liegt jährlich bei einigen Tausend EURO. In Unter-
nehmen mit intensiver Geschäftsreise-Tätigkeit (Vertrieb im Außendienst, Messen, Tochterunternehmen oder Zweignie-
derlassungen) kann das schon zu einer fünfstelligen Ersparnis führen. Wird die Firmenkreditkarte ausschließlich zu be-
trieblichen Zwecken genutzt, sind alle Kosten Betriebsausgaben der GmbH. Wird die Karte auch für private Einkäufe ge-
nutzt, gilt das steuerlich als Sachbezug, der nur bis zur Freigrenze von 60 EUR steuerfrei bleibt (§ 8 Abs. 2 Satz 9 EStG). 

Für die Praxis: Im ersten Schritt zum bargeldlosen Unternehmen statten Sie jeden Mitarbeiter, der mit „Geld“ zu tun hat oder haben 
soll, mit einer Firmenkreditkarte aus. Dazu sollten Sie klare Vorgaben machen, wie die Mitarbeiter über die Firmenkreditkarte verfügen 
können. Das betrifft: Vorgaben zur Privatnutzung, zur Rückzahlung und Überziehung, zur Verzinsung bei der Überziehung. Nicht feh-
len darf auch der Hinweis, dass der missbräuchliche Umgang mit der Firmenkreditkarte zur fristlosen Kündigung berechtigt (vgl. zuletzt 
OLG Brandenburg, Urteil vom 20.2.2007, 6 U 22/06). ACHTUNG: Das gilt auch für Sie als Geschäftsführer. Sie sollten die betriebli-
chen Richtlinien zur Nutzung der Firmenkreditkarte besonders genau einhalten. Üblich ist eine Vorgabe zur Nutzung im Geschäftsfüh-
rer-Anstellungsvertrag, in den Arbeitsverträgen der berechtigten Mitarbeiter und zusätzlich in einer betrieblichen Richtlinie. 

+  +  + 
Vor dem Arbeitsgericht müssen Sie konsequent bleiben: Im Arbeitsgerichtsprozess gegen einen Mitarbeiter dürfen 
Sie zwar zusätzliche Gründe für die Kündigung nachschieben. Nicht möglich ist es aber, die Kündigung mit einem völlig 
neuen Grund oder völlig neuen Gründen zu belegen. Das „Auswechseln“ von Kündigungsgründen ist grundsätzlich nicht 
möglich. Es handelt sich dann um eine erneute Kündigung. Folge: Es muss erneut geprüft werden, ob die Voraussetzung 
für eine Kündigung (verhaltensbedingt, betriebsbedingt) vorliegen und ob Fristen korrekt eingehalten sind (LAG Düssel-
dorf, Urteil vom 24.6.2015, 7 Sa 1243/14). 

Für die Praxis: Im Kündigungsschutzprozess können Sie nur auch nur dann Gründe nachschieben, wenn Ihnen diese bis zum Zeit-
punkt der Kündigung nicht bekannt waren (neue Tatsachen) und zudem die bereits ausgesprochene Kündigung untermauern. 

+  +  + 
Diktiergerät ist kein Fahrtenbuch: Diktiert der Geschäftsführer zu Beginn und zum Ende der Fahrt die vorgeschriebe-
nen Daten auf Kassette und trägt er diese Daten anschließen in eine Excel-Tabelle ein, genügt das nicht den Vorausset-
zungen für ein ordnungsgemäß zu führendes Fahrtenbuch. Begründung: Diese Diktate lassen sich verändern, ohne dass 
sich das nachträglich feststellen lässt (FG Köln, Urteil vom 18.6.2015, 10 K 33/15).  

Für die Praxis: Damit entfällt wohl auch die Möglichkeit, die Fahrdaten in das Smartphone zu  diktieren (Kilometerstand, Ziel, Kunde) 
und diese per E-Mail ins Office zu schicken und dort in eine Excel-Tabelle eintragen zu lassen. Trotz neuer Medien bleibt die Führung 
eines Fahrtenbuchs umständlich. Nach wie vor einfachste Lösung: Das elektronische Fahrtenbuch mit Finanzamts-Zertifizierung.  

+  +  + 
Die neuen Dokumentationspflichten der Arbeitszeiten sind amtlich: Das BMAS hat jetzt die angekündigten Erleichte-
rungen bei der Dokumentationspflicht nach den Mindestlohnvorschriften verkündet (vgl. Nr. 29/2015). Danach wird die 
Einkommensschwelle von 2.958 € modifiziert. Danach entfällt die Aufzeichnungspflicht nach dem Mindestlohngesetz be-
reits dann, wenn das regelmäßige Monatsentgelt mehr als 2.000 € brutto beträgt und dieses Monatsentgelt jeweils für die 
letzten tatsächlich abgerechneten 12 Monate nachweislich gezahlt wurde. Außerdem sind bei der Beschäftigung von en-
gen Familienangehörigen (Ehegatten, eingetragene Lebenspartner, Kinder und Eltern des Arbeitgebers) die Aufzeich-
nungspflichten nicht mehr anzuwenden (Quelle: Mindestlohndokumentationspflichtenverordnung vom 1.8.2015). 


